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Geſetz-Sammlung 
für die a 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
—— Nr. 12. 


Inhalt: Landgüterordnung für die Provinz Schleswig Holſtein, mit Ausnahme des Kreiſes Herzogthum 
Lauenburg, S. 117. — Geſetz, betreffend eine Erweiterung des Staatsſchuldbuchs, S. 124. 


(Nr. 9119.) Landgüterordnung für die Provinz Schleswig-Holſtein, mit Ausnahme des Kreiſes 
Herzogthum Lauenburg. Vom 2. April 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, für 
die Provinz Schleswig⸗Holſtein, mit Ausnahme des Kreiſes Herzogthum Lauen- 
burg, was folgt: 

$. 1. 


Landgut im Sinne dieſes Geſetzes iſt eine in der Landgüterrolle des zu⸗ 
ſtändigen Amtsgerichts eingetragene Beſitzung. 

In die Rolle kann jede in der Provinz Schleswig-Holſtein, mit Ausnahme 
des Kreiſes Herzogthum Lauenburg, belegene, mit einem Wohnhauſe verſehene Be- 
ſitzung eingetragen werden, welche zum Betriebe der Landwirthſchaft beſtimmt iſt. 


$. 2. 
Zur Eintragung des Landguts in die Landgüterrolle iſt das Amtsgericht 
zuſtändig, in deſſen Bezirk die Grundstücke belegen find, welche das Landgut bilden. 
Das Amtsgericht in Kiel iſt für diejenigen Grundſtücke zuſtändig, für 
welche daſſelbe nach §. 32 des Geſetzes vom 24. April 1878 GGeſetzSamml. 
S. 230) das Grundbuch führt. 
Liegen die Grundſtücke in den Bezirken verſchiedener Amtsgerichte, ſo hat 
das Oberlandesgericht zu beſtimmen, bei welchem Amtsgericht das Landgut in 
die Rolle einzutragen it 8 5 


In der Rolle erhält jedes Landgut ein eigenes Blatt. 

Das Landgut beſteht aus denjenigen Grundſtücken, welche auf dem Rollen- 
blatte eingetragen ſind. Dieſelben müſſen nach Blatt, Artikel und Nummer des 
Grundbuchs oder nach dem Grundſteuerkataſter bezeichnet werden. 
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Auf dem Blatte oder Artikel des Grundbuchs ift die Nummer des Rollen- 
blatts koſtenfrei zu vermerken. 
$. 4. 


Ein Landgut ſoll in die Rolle nur dann eingetragen werden, wenn die 
Vorausſetzungen des $. 1 Abſatz 2 zur Zeit der Eintragung vorhanden find. 

Die Eintragung kann nicht aus dem Grunde angefochten werden, weil 
dieſe Vorausſetzungen zur Zeit der Eintragung nicht vorhanden geweſen ſeien. 


$. 5. 

Die Eintragung ſowie die Löſchung in der Rolle erfolgt auf Antrag des 
Eigenthümers beziehungsweiſe der Eigenthümer, welche über das Landgut letzt⸗ 
willig verfügen können. 

§. 6. 


Die Anträge auf Eintragung beziehungsweiſe auf Löſchung in der Rolle 
werden bei dem Amtsgerichte, unter Anwendung der $$. 32 bis 34 der Grund⸗ 
buchordnung vom 5. Mai 1872 (Geſetz-Samml. S. 446), mündlich angebracht 
oder ſchriftlich eingereicht. 

Das Amtsgericht hat dem Antragſteller mitzutheilen, daß die Eintragung 
beziehungsweiſe die Löſchung erfolgt iſt. 

5. 7. 

Die Eintragung verliert ihre Wirkſamkeit durch die Löſchung. 

Die Eintragung iſt auch für jeden nachfolgenden Eigenthümer wirkſam, 
ſofern Derſelbe Eigenthümer des ganzen Landguts oder eines den Vorausſetzungen 
des $. 1 Abſatz 2 entſprechenden Theils deſſelben iſt. 


$. 8. 

Bei Grundſtückserwerbungen zu einem in der Rolle eingetragenen Landgute 
iſt gleichzeitig mit der Zuſchreibung in dem Grundbuche die Zuſchreibung auch in 
der Rolle zu bewirken, wenn der Erwerber ſeine entgegengeſetzte Abſicht nicht 
ausdrücklich erklärt. 

Bei Veräußerungen eines Theiles von einem in der Rolle eingetragenen 
Landgute iſt gleichzeitig mit der Abſchreibung im Grundbuche auch die Löſchung 
des veräußerten Theils in der Rolle zu bewirken, wenn bei demſelben die Vor⸗ 
ausſetzungen des $. 1 Abſatz 2 nicht zutreffen. 

Treffen dieſe Vorausſetzungen zu, ſo erhält der veräußerte Theil in der 
Rolle ein eigenes Blatt, wovon der erber zu benachrichtigen iſt. 

In den Fällen dieſes Paragraphen erfolgen die Zuſchreibungen und Löſchungen 
in der Rolle, ſowie die Anlegung eines neuen Blattes von Amtswegen und koſtenfrei. 

. 

Die Einſicht der Rolle iſt Jedem geſtattet, welcher nach dem Ermeſſen des 
Amtsgerichts ein rechtliches Intereſſe dabei hat. 

Die Einſicht der Rolle erfolgt koſtenfrei. 
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F. 10. 


Wird der Eigenthümer eines Landguts ohne Hinterlaſſung eines Ehegatten 
von mehreren Nachkommen beerbt, ſo iſt in Ermangelung einer entgegenſtehenden 
letztwilligen Verfügung einer derſelben, der Anerbe, berechtigt, bei der Erbtheilung 
das Landgut nebſt Zubehör nach Maßgabe der SS. 11 bis 16 zu übernehmen. 


SET, 
Der Anerbe ift berechtigt, das Landgut nebft Zubehör für zwei Drittheile 
des nach den $$. 14 bis 16 feſtzuſtellenden Werthes zu übernehmen. 


$. 12. 


Die Berechtigung der Nachkommen zur Uebernahme des Landguts wird 
nach folgenden Grundſätzen geregelt: 

Leibliche Kinder gehen Adoptivkindern, eheliche den unehelichen vor. Un⸗ 
ehelichen Kindern des Vaters ſteht die eg nicht zu. Durch nachfolgende 
Ehe legitimirte Kinder, ſoweit dieſelben volles brecht haben, ftehen den ehe⸗ 
lichen gleich. 

erner geht vor der ältere Sohn und in Ermangelung von Söhnen die 
ältere Tochter. 

Kinder, welche zur Zeit der Erbtheilung wegen Geiſteskrankheit oder Ver⸗ 
ſchwendung entmündigt ſind, ſowie Kinder, welche eine Verurtheilung zu Zucht⸗ 
hausſtrafe und zugleich zum Verluſte der bürgerlichen Ehrenrechte erlitten haben, 
ſtehen den übrigen nach. 

An die Stelle eines verſtorbenen Kindes treten deſſen Nachkommen nach 
den für die Kinder geltenden Grundſätzen. 


$. 13. 


Mittelft Eintragung in die Landgüterrolle kann beſtimmt werden, daß der 
jüngere Sohn und in Ermangelung von Söhnen die jüngere Tochter vorgeht. 


b. 14. 


Der Werth des Landguts wird nach folgenden Grundſätzen feſtgeſtellt: 

Das Landgut nebſt Zubehör, jedoch ausſchließlich des Wirthſchaftsinventars, 
wird nach dem jährlichen nachhaltigen Reinertrage geſchätzt, den daſſelbe durch 
Benutzung als Ganzes im gegenwärtigen Kulturzuſtande und bei ordnungsmäßiger 
Bewirthſchaftung gewährt. 

ie vorhandenen Gebäude und e ſind, inſoweit ſie zur Wohnung 
und Bewirthſchaftung erforderlich, nicht beſonders zu ſchätzen „ſonſt aber nach dem 
Werthe des Nutzens, welcher durch Vermiethung oder auf andere Weiſe daraus 
gezogen werden kann, zu veranſchlagen. Letzteres gilt insbeſondere von Neben⸗ 
wohnungen, ſowie von Gebäuden und Anlagen, welche zu beſonderen Gewerbe⸗ 
betrieben beſtimmt ſind. 
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Von dem ermittelten jährlichen Ertrage find alle dauernd auf dem Land⸗ 
gute nebſt Zubehör ruhenden Laſten und Abgaben nach ihrem muthmaßlichen 
jährlichen Betrage abzuſetzen. Laſten und Abgaben, auf welche die Ablöſungs⸗ 
eſetze Anwendung finden, ſind dabei nach deren Vorſchriften in eine jährliche 

eldrente umzurechnen. Wegen der auf dem Landgute ruhenden Hypotheken und 
Grundſchulden findet eine Abſetzung nicht ſtatt. Der ſo ermittelte Jahresertrag 
wird mit dem Zwanzigfachen zu Kapital gerechnet. Dieſem Kapital wird der nach 
einem durchſchnittlichen Verkaufswerthe zu berechnende Werth des Wirthſchafts— 
inventars hinzugeſetzt. 

Auf Verlangen eines Betheiligten ſind Landgüter, deren Gebäude nebſt 
Hofraum einen großeren Verkaufswerth haben, als die übrigen Grundſtücke, nach 
dem Verkaufswerthe zu ſchätzen. 

Von dem Geſammtwerthe des Landguts nebſt Zubehör werden die vorüber⸗ 
gehenden Gutslaſten, z. B. Altentheile, mit einem nach Maßgabe des $. 9 der 
Civilprozeßordnung zu berechnenden Kapital, höchſtens aber mit dem Zwanzig⸗ 
fachen des Jahres betrages, in Abzug gebracht. 

Das ſo ermittelte Kapital bildet den Werth des Landguts. 


$. 15. 
Im Sinne dieſes Geſetzes ſind Zubehör des Landguts: 
1) die mit dem Landgute oder einzelnen Theilen deſſelben verbundenen Ge⸗ 
rechtigkeiten 
2) die auf dem Landgute vorhandenen Gebäude, Anlagen, Hölzungen 
und Bäume; 
3) das Wirthſchaftsinventar, daſſelbe umfaßt: 
das auf dem Landgute behufs der Bewirthſchaftung deſſelben vor⸗ 
handene Vieh, mit Ausſchluß des nicht auf dem 868 ſelbſt 
gezüchteten, als Handelswaare dienenden Viehes, 
das auf dem Landgute behufs der Bewirthſchaftung deſſelben vor⸗ 
handene Acker- und Hausgeräth, einſchließlich des Leinenzeuges 
und der Betten, 
den vorhandenen Dünger und die für die Bewirthſchaftung des 
Landguts bis zur nächſten Ernte dienenden Vorräthe an Früchten 
und ſonſtigen Erzeugniſſen. 


$. 16. 


In Ermangelung einer Vereinbarung der Betheiligten erfolgt die Feſtſtellung 
des Werths des Landguts nach den Beſtimmungen der $$. 14 und 15, ſowie 
die Feſtſtellung der Zahlungsfriſten für die Abfindungen und der Verzinſung der 
letzteren durch e unter Leitung des Nachlaßrichters. Bei den letzteren 
Feſtſtellungen ſind nach billigem Ermeſſen die wirthſchaftlichen Verhältniſſe des 
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Landguts, die Leiſtungsfähigkeit des Gutsübernehmers und das Bedürfniß der Ab— 
zufindenden zu berückſichtigen. 

Die Betheiligten haben ſich über die Perſon der Sachverſtändigen zu einigen; 
anderenfalls ernennt der Nachlaßrichter dieſelben und nöthigenfalls einen Obmann. 

Die Sachverſtändigen und der Obmann ſind, ſofern ſie nicht für die Er⸗ 
ſtattung von Gutachten der betreffenden Art im Allgemeinen beeidigt ſind, vom 
Nachlaßrichter nach §. 375 der Civilprozeßordnung zu beeidigen. as erſtattete 
Gutachten iſt nur unter den Vorausſetzungen der Nr. 2 bis 5 des F. 543 der 
Civilprozeßordnung anfechtbar. s 

1117. 

Die $$. 14 bis 16 finden außer den Fällen des $. 10 Anwendung, wenn 
nach beſtehendem Recht den Nachkommen des verſtorbenen Ehegatten bei der Aus- 
einanderſetzung mit dem überlebenden Ehegatten die Befugniß zur Uebernahme des 
Landguts zuſteht; bei dem Vorhandenſein mehrerer Nachkommen finden die Vor⸗ 
ſchriften der $$. 10 bis 16 Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß der An- 
erbe bei der Auseinanderſetzung mit dem überlebenden Ehegatten dieſem gegenüber 
nicht befugt iſt, von dem Werthe des Landguts ein Drittheil ($. 11) in Abzug 
zu bringen. 

$. 18. 

Kann nach beſtehendem Recht der überlebende Ehegatte bei der Auseinander- 
ſetzung mit den Erben des verſtorbenen Ehegatten einen geringeren Theil, als die 
Hälfte des gemeinſchaftlichen Vermögens, zu welchem das Landgut gehört, be- 
anſpruchen, ſo finden bei dem Vorhandenſein eines oder mehrerer Nachkommen 
die $$. 10 bis 16 Anwendung, jedoch mit der Maßgabe, daß der Anerbe bei 
der Auseinanderſetzung mit dem überlebenden Ehegatten dieſem gegenüber nicht 
befugt iſt, von dem Werthe des Landguts ein Drittheil (§. 11) in Abzug zu bringen. 


§. 19. 


Sind mehrere Landgüter vorhanden, fo finden die vorſtehenden Beltim- 
mungen mit folgenden Maßgaben Anwendung: 
Jeder Nachkomme kann in der Reihenfolge ſeiner Berufung nach ſeiner 
Wahl ein Landgut übernehmen. 
Sind mehr Landgüter als Berechtigte vorhanden, ſo wird die Wahl in 
derſelben Reihenfolge wiederholt. 
$. 20. 


Die Betheiligten können verlangen, daß ihre Anſprüche gegen den Guts⸗ 
übernehmer durch Eintragung in das Grundbuch ſichergeſtellt werden. 


$. 21. 

Ball Diejenigen, welche über das Landgut letztwillig verfügen können, find befugt, 

in einem Teſtamente oder in einer gerichtlich oder notariell beglaubigten Urkunde 

oder in einer eigenhändig geſchriebenen und unter Beifügung des Jahres und 
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Tages unterſchriebenen ſtempelfreien Urkunde die Anwendung der $$. 10 bis 16, 
der im F. 17 für den Fall des Vorhandenſeins mehrerer Nachkommen getroffenen 
Beſtimmung, ſowie der $$. 18 bis 20 auszuſchließen oder unter den Miterben 
diejenige Perſon zu beſtimmen, welche zur Uebernahme des Landguts oder der 
mehreren Landgüter berechtigt fein ſoll, ſowie die in dem $. 23 erwähnten Ver⸗ 
fügungen zu treffen. 

In gleicher Weiſe kann, vorbehaltlich des Pflichttheilsrechts der Miterben 
und der Anſprüche des überlebenden Ehegatten, beſtimmt werden, zu welchem 
Betrage der Gutswerth bei der Erbtheilung oder Auseinanderſetzung angerechnet 
werden, daß und in welcher Höhe der Gutsübernehmer ein Voraus erhalten oder 
in einer ſonſtigen Weiſe bevorzugt werden ſoll. 

Kann eine letztwillige Verfügung über das Landgut nur von beiden Ehe⸗ 
leuten gemeinſchaftlich getroffen werden, ſo genügt es, daß die Urkunde von einem 
der Ehegatten geſchrieben und von beiden Eheleuten unterſchrieben wird. 


§. 22. 

Für die Berechnung des Pflichttheils der Miterben, welche das Landgut 
nicht übernehmen, iſt der nach den $$. 10 bis 16 zu ermittelnde Erbtheil der⸗ 
ſelben maßgebend. 

§. 23. 

Wegen Verletzung des Pflichttheild können nicht angefochten werden: 

1) Verfügungen des Erblaſſers, durch welche dem leiblichen Vater des 
Anerben lebenslänglich, der leiblichen Mutter bis zur Großjährigkeit 
des Anerben das Recht beigelegt wird, das Landgut nebſt Zubehör 
nach dem Tode des Erblaſſers in eigene Nutzung und Verwaltung zu 
nehmen, unter der Verpflichtung, den Anerben und deſſen Miterben, 
letztere bis zur Auszahlung ihres Erbtheils, angemeſſen zu erziehen und 
für den Nothfall auf dem Landgute zu unterhalten; 

2) Verfügungen des Erblaſſers, durch welche die Fälligkeit der Erbtheile 
der Miterben bis zu deren Großjährigkeit, unter der Verpflichtung des 
Gutsübernehmers, die Miterben bis dieſem Zeitpunkte angemeſſen 
zu erziehen und für den Nothfall auf den Landgute zu unterhalten, 
hinausgeſetzt wird. a f 

Die unter Nr. 1 erwähnten Verfügungen können auch nicht auf Grund 
der geſetzlichen Vorſchriften über die Nachtheile der zweiten Ehe angefochten werden. 


$. 24. 
Die in den § 8. 10 bis 23 enthaltenen Beſtimmungen finden nicht An⸗ 
wendung: 
1) wenn die zu dem Landgute gehörenden Gebäude zur Zeit des Todes 
des Erblaſſers mit einem den Grundſteuerreinertrag der Liegenſchaften 
überſteigenden Nutzungswerthe zur Gebäudeſteuer angeſetzt find; 
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2) wenn die bei der Erbtheilung oder Auseinanderſetzung betheiligten Per⸗ 
ſonen nicht allein Eigenthümer des Landguts find; 

3) wenn das Landgut beim Tode des Erblaſſers in Folge von Ver⸗ 
änderungen, welche nach der Eintragung des Landguts in die Rolle 
ftattgefunden haben, nach §. 1 Abſatz 2 nicht eintragungsfähig geweſen 
wäre; jedoch kommt der Mangel eines Wohnhauſes zur Zeit des Todes 
des Erblaſſers nicht in Betracht, wenn dieſer Zuſtand alsdann noch 
nicht zwei Jahre gewährt hat. 


§. 25. 

Für jede Eintragung und für jede Löſchung in der Rolle, einſchließlich der 
darüber dem Eigenthümer zu machenden Mittheilung, wird, außer in den Fällen 
des F. 8, eine Gerichtsgebühr von drei Mark erhoben. 

Die Anträge zur Rolle ſind einer Stempelabgabe nicht unterworfen. 

Erbtheilungen und Auseinanderſetzungen, welche nach den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes erfolgen, find frei vom Kaufſtempel. 


$. 26. 
Das beſtehende Anerbenrecht, ſowie das beſtehende Recht über Altentheil, 
San „väterliche Ausſage und fortgeſetzte Gütergemeinſchaft bleiben in 
eltung. 
§. 27. 
Dieſes Geſetz tritt am 1. Oktober 1886 in Kraft. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 2. April 1886. 


(L. S.) Wilhelm. 


Zugleich für den Miniſter 
der öffentlichen Arbeiten. 
Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Lucius. Friedberg. 


v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 
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(Nr. 9120.) Geſetz, betreffend eine Erweiterung des Staatsſchuldbuchs. Vom 12. April 1886. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie 
was folgt: 
Einziger Artikel. 

Die Beſtimmungen des Geſetzes, betreffend das Staatsſchuldbuch, vom 
20. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 120) finden vom 1. Juli 1886 ab auf Schuld- 
verſchreibungen der dreieinhalbprozentigen konſolidirten Anleihe mit der Maßgabe 
entſprechende Anwendung, daß die hiernach zu bewirkenden Eintragungen in ein 
beſonderes Buch erfolgen können. 


Der Finanzminiſter iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 12. April 1886 
(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. v. Puttkamer. Maybach. Lucius. Friedberg. 
v. Boetticher. v. Goßler. v. Scholz. Bronſart v. Schellendorff. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


